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Kantonsrat St.Gallen 61.06.06 
 

 
 
Einfache Anfrage Steiner-Kaltbrunn vom 2. März 2006 
 
 

Wettbewerbsfähigen Standort im Linthgebiet schaffen 
 
 
Schriftliche Antwort der Regierung vom 29. August 2006 
 
 
Mit einer Einfachen Anfrage vom 2. März 2006 erkundigt sich Marianne Steiner-Kaltbrunn, wie 
die Attraktivität der Prüfstelle des Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamtes in Kaltbrunn verbes-
sert werden könnte.  
 
Die Regierung beantwortet die einzelnen Fragen wie folgt: 
 
1. Das Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt bietet heute über die Post eine breite Palette 

von Dienstleistungen an. Es handelt sich dabei um die Deponierung und Wiederausgabe 
von Kontrollschildern, den Austausch von Kontrollschildern, die Annullierung von Fahr-
zeugausweisen, die Zulassung eines anderen Fahrzeuges auf den gleichen Halter mit dem 
gleichen Kontrollschild sowie die Ausstellung von Ersatzfahrzeugausweisen. Die Dienst-
leistungen rund um das Kontrollschild werden in 170 Poststellen bereitgestellt, die der Post 
mit rund 500'000 Franken jährlich vergütet werden. Die Kundinnen und Kunden können 
praktisch in jedem Dorf die wichtigsten Geschäfte des Strassenverkehrs- und Schifffahrts-
amtes erledigen. Der Erfolg dieser Lösung zeigt sich darin, dass jährlich rund 45'000 Ge-
schäftsfälle in den Poststellen erledigt werden, was rund 35 Prozent aller Geschäfte des 
Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamtes ausmacht. Ausserdem bedeuten die Öffnungs-
zeiten der Poststellen am Abend sowie am Samstag Vormittag einen Mehrwert, den das 
Strassenverkehrsamt weder in der Zentrale noch – wie in der Interpellation gefordert – in 
den Prüfstellen ohne zusätzliche Stellen bieten kann. Die Kundinnen und Kunden haben 
mit der Post-Variante spätestens nach zwei Tagen das Kontrollschild bei sich zu Hause 
oder in der Garage ihrer Wahl. Einzelne Garagisten würden darüber hinaus eine Dezentra-
lisierung weiterer Dienstleistungen begrüssen. Dabei geht es insbesondere um die Neu-
einlösung von Fahrzeugen, die der Garagist selbst und kurzfristig abwickeln möchte.  
 
Eine Dezentralisierung dieser Dienstleistungen macht aber für den Kanton St.Gallen öko-
nomisch wie auch ökologisch wenig Sinn. Durch eine Erweiterung der heute zentralen 
Dienstleistungen bei der Fahrzeugprüfung bei einer einzigen Prüfstelle würde die Ausdeh-
nung auf alle Prüfstellen Oberbüren, Kaltbrunn, Mels, Buriet und Winkeln gefordert. Mit ei-
ner Dezentralisierung müssten die Prüfstellen rund 30'000 bis 70'000 Geschäftsfälle über-
nehmen, was vorsichtig geschätzt zwei bis vier neue Arbeitsplätze je Prüfstelle erfordern 
würde. Gleichzeitig wird in der Zentralstelle St.Gallen ein Kernteam benötigt, das neben 
den Kernaufgaben auch die logistische Betreuung der Aussenstellen garantiert. Die De-
zentralisierung bedeutet ausserdem einen grösseren Dispositionsaufwand. Die Kontroll-
schilder müssten an fünf verschiedene Orte geliefert werden. Wie der Kanton Zürich, der 
neben der Stadt Zürich drei dezentrale Stellen besitzt, müsste der Kanton St.Gallen für 
seine fünf Aussenstellen ebenfalls einen Kurierdienst, der wenigstens eine zusätzliche 
Stelle bedeuten würde, einführen. Trotz der Auslagerung aus der Zentrale müssten somit 
das Strassenverkehrsamt sein Personal voraussichtlich um rund sechs Stellen aufstocken. 
Dieser Ausbau würde sich einschliesslich der Kosten im Informatikbereich auf rund 
860'000 Franken jährlich belaufen. Ausser in der Prüfstelle Kaltbrunn müssten zudem an 
den anderen Orten grössere bauliche Veränderungen durchgeführt werden, die sich schät-
zungsweise auf einige 100'000 Franken zusätzlich belaufen würden.  
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Würde das Strassenverkehrsamt zugunsten einer Dezentralisierung von der Zusammen-
arbeit mit der Post absehen, würden den Kundinnen und Kunden anstatt 170 lediglich fünf 
Geschäftsstellen mit nicht so umfassenden Öffnungszeiten zur Verfügung stehen. Für den 
Kanton würde dieser Systemwechsel trotz der Einsparungen durch die Beendigung der Zu-
sammenarbeit mit der Post wiederkehrende Mehrkosten von über 360'000.– Franken so-
wie am Anfang zusätzliche Investitionen von mehreren 100'000 Franken mit sich bringen. 
Ein solcher Wechsel würde von den Kundinnen und Kunden nicht verstanden werden. 
Eine Ergänzung der Postdienstleistung durch eine Dezentralisierung hätte entsprechende 
massiv höhere Kosten zur Folge.  

 
2. Die Kantone Zürich und Wallis arbeiten ebenfalls mit der Post zusammen. Das Verhältnis 

zwischen der Post und dem Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt ist in einer Rahmen-
vereinbarung vom 16. Februar 1996 zwischen dem Kanton St.Gallen und dem Bund (PTT-
Betriebe) geregelt. Diese Vereinbarung wurde am 9. Dezember 2003 letztmals erneuert. 
Die Leistung wird jährlich überprüft. Diese Überprüfungen ergeben regelmässig, dass die 
Fehlerquote unter einem Prozent liegt, was einen sehr guten Wert bedeutet. Eine Ände-
rung oder Kündigung der Rahmenvereinbarung drängt sich derzeit nicht auf und würde von 
den Bürgerinnen und Bürgern, die dieses Angebot rege nutzen, nicht verstanden. 

 
3. Die Zusammenarbeit mit der Post hat sich in den letzten 10 Jahren bewährt. Eine Auflö-

sung dieser Zusammenarbeit zu Gunsten eines dezentralen Dienstleistungsangebots in 
den Prüfstellen wäre ökologisch und ökonomisch ein klarer Rückschritt und würde im 
Dienstleistungsangebot des Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamts eine grosse Lücke 
ergeben. Das Produkteangebot würde sich klar verschlechtern.  
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